
Hinweise zum Antrag auf 

Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 

Vierten Kapitel des Sozialgesetzbuches Zwölftes Buch (SGB XII) 
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Allgemeines: 
Die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung werden nach den Regelungen 
des Vierten Kapitels des Sozialgesetzbuches Zwölftes 

Buch (SGB XII) gewährt. 

Leistungsberechtigt wegen Alters kann nur sein, wer 
die Altersgrenze erreicht hat. Die Geburtsjahrgänge 
bis 1946 haben die Altersgrenze mit Vollendung des 

65. Lebensjahres erreicht. Die Geburtsjahrgänge 1947, 

1948 usw. bis Geburtsjahrgang 1957 erreichen die Al-
tersgrenze mit Vollendung eines Lebensalters von 65 

Jahren und einem Monat bzw. zwei usw. bis elf Mona-
ten (Beispiele: Geburtstag 9. August 1947 -Altersgren-
ze erreicht am 9. September 2012; Geburtstag am 31. 
Juli 1948 - Altersgrenze erreicht am 30. September 
2013; Geburtstag am 30. August 1952 - Altersgrenze 

erreicht am 28. Februar 2018). 

Leistungsberechtigt wegen einer dauerhaften, vollen 
Erwerbsminderung kann sein, wer das 18. Lebensjahr 

vollendet, aber noch nicht das 65. Lebensjahr sowie 

die vom Geburtsjahrgang abhängigen zusätzlichen 

Lebensmonate vollendet hat. Zudem muss es sich 
um eine dauerhafte, volle Erwerbsminderung - unab-
hängig von der jeweiligen Arbeitsmarktlage - handeln 
und es muss unwahrscheinlich sein, dass die volle Er-
werbsminderung behoben werden kann. 

Die Feststellung, ob diese Voraussetzung vorliegt, 

trifft der zuständige Rentenversicherungsträger in 

einem Gutachten. 

Leistungsberechtigt kann aber auch sein, wer: 

• im Arbeitsbereich einer Werkstatt für behinderte 

Menschen oderbei einem anderen Leistungsanbieter 
(§60 SGB IX) beschäftigt ist oder 

• das Eingangsverfahren oder den Berufsbildungs-
bereich in einer Werkstatt für behinderte Menschen 

oder bei einem anderen Leistungsanbieter (§60 
SGB IX) durchläuft oder 

• eine betriebliche Ausbildung absolviert, für die ein 
Budget für Ausbildung (§61a SGB IX) gezahlt wird 
oder 

• ein Budget fürArbeit (§61 SGB IX) bezieht oder 
• eine Tagesförderstätte oder eine Maßnahme der 

Teilhabe am arbeitsweltlichen Kontext (TaK) be-

sucht.  

Allerdings stehen Leistungen der Grundsicherung nur 

dann zu, wenn das Einkommen nicht ausreicht, um 
den Bedarf zu decken, und auch Vermögen nicht ein-

zusetzen ist. 

Leben Ehegatten, eingetragene Lebenspartner oder 
Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft zusammen, 

so wird auch das Einkommen und Vermögen des bzw. 

der Anderen berücksichtigt. 

Darüber hinaus kann die Unterhaltspflicht des ge-

trennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten oder 
Lebenspartners eine Rolle spielen. Die Unterhalts-

pflicht von Eltern und Kindern bleibt dagegen unbe-
rücksichtigt, es sei denn, dass im Einzelfall ein sehr ho-

hes Einkommen vorhanden ist ( jährlich 100.000 EUR 
oder mehr je Unterhaltsverpflichteten). 

Keinen Anspruch auf Grundsicherung haben Perso-

nen, die ihre Bedürftigkeit in den letzten zehn Jahren 

vor der Antragstellung vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig herbeigeführt haben. 

Der Antrag enthält viele leistungsrelevante Fragen, 

die für die Bearbeitung erforderlich sind. Durch sorg-

fältiges Ausfüllen vermeiden Sie Nachfragen und da-
mit zeitliche Nachteile. 

Leistungen bei vorübergehendem Auslands-
aufenthalt 
Leistungsberechtigte, die sich länger als vier Wochen 

ununterbrochen im Ausland aufhalten, erhalten nach 
Ablauf der vierten Woche bis zu ihrer nachgewiesenen 

Rückkehr ins Inland keine Leistungen (§41a SGB XII). 

Das heißt Grundsicherungsleistungen können bei vor-

übergehendem Auslandsaufenthalt längstens für vier 
Wochen geleistet werden. Für Zeiten über diese vier 

Wochen hinaus, entfällt derAnspruch auf Grundsiche-

rungsleistung bis zur nachgewiesenen Rückkehr aus 
dem Ausland. Auslandsaufenthalte mit Dauer über 
vier Wochen hinaus sind daher rechtzeitig im Rahmen 
Ihrer Mitwirkungspflicht anzuzeigen. 
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Zu 1: Persönliche Verhältnisse 
Eine eheähnliche Gemeinschaft besteht zwischen zu-
sammen lebenden und wirtschaftenden Partnern 
unabhängig vom Geschlecht, die füreinander einste-
hen und sich füreinander verantwortlich fühlen. „Le-
benspartner" sind eingetragene Partner im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes. 

Bei mehr als zwei Personen in Ihrem Haushalt ma-

chen Sie bitte unter Punkt 2 bzw. auf einem separaten 
Blatt zusätzliche Angaben! 

Für die Klärung der Zuständigkeitsfrage ist es wichtig, 
die Aufenthaltsverhältnisse vor Aufnahme in eine sta-
tionäre Einrichtung (z. B. Heim, Krankenhaus u.a.m.) 
darzulegen. 

Darüber hinaus ist z. B. bei Umzug wichtig, ob am bis-
herigen Wohnort bereits Grundsicherungsleistungen 
gezahlt wurden. 

Zu 3: Unterhalt 
Nach §94 Abs. la SGB XII bleiben Unterhaltsansprü-
che einer grundsicherungsberechtigten Person ge-

genüber ihren Kindern und Eltern grundsätzlich 
unberücksichtigt, sofern deren jährliches Gesamtein-

kommen im Sinne des §l6 SGB IV (steuerrechtliches 
Gesamteinkommen) jeweils unter dem Betrag von 

100.000 EUR jährlich liegen. Das Einkommen meh-
rerer Kinder wird nicht zusammengerechnet. Sofern 

Anhaltspunkte vorliegen, dass die Einkommensgren-

ze von 100.000 EUR erreicht oder überschritten wird, 
kann verlangt werden, dass die Daten der betreffen-
den Personen angegeben werden. 

Unterhaltsansprüche bei getrennt Lebenden oder Ge-
schiedenen sind generell zu verfolgen. 

Zu 4.1: Kosten der Unterkunft 
Zur Grundsicherung gehören auch die angemessenen 
tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft und Hei-
zung. Ohne Beantwortung dieser Fragen ist keine Be-
darfsbemessung möglich. 

Wenn Sie Fragen haben zur Höhe der Angemessenheit 

oder eine neue Wohnung suchen, so lassen Sie sich 
bitte beraten. Es wird empfohlen, vor Abschluss eines 
neuen Mietvertrages die Zustimmung dazu einzuho-

len, da nur bei vorheriger Zustimmung die angemes-

senen Aufwendungen für Unterkunft und Heizung so-
wie für Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkautionen 

und Umzugskosten übernommen werden können. 

Bei dauerhaftem Aufenthalt in einer stationären Ein-
richtung (z. B. Heim, Krankenhaus u.a.m.) können 
Fragen zu Unterkunft und Heizung unbeantwortet 

bleiben, da hier ein Durchschnittsbetrag angesetzt 
wird. 

Zu 4.5-4.6: Weitere Bedarfe, Persönliche Situation 
Im Einzelfall können auch weitere Bedarfe berück-
sichtigt werden wie: 

• Mehrbedarfe für Personen, die die Altersgrenze 
nach §41 Abs. 2 SGB XII erreicht haben oder die Al-

tersgrenze noch nicht erreicht haben, voll erwerbs-
gemindert sind und einen Feststellungsbescheid 

mit dem Merkmal „G" oder „aG" haben; fürwerden-

de Mütter nach der 12. Schwangerschaftswoche; 
für Personen mit einem oder mehreren minderjäh-

rigen Kindern zusammenleben und allein für deren 
Pflege und Erziehung sorgen, ein ernährungsbe-

dingter Mehrbedarf, wenn der Ernährungsbedarf 
aus medizinischen Gründen von allgemeinen Er-

nährungsempfehlungen abweicht und die Aufwen-
dungen für die Ernährung deshalb unausweichlich 

und in mehr als geringem Umfang oberhalb eines 
durchschnittlichen Bedarfs für Ernährung liegen 

(4.5). Auch als Mehrbedarfe anzuerkennen sind 
Aufwendungen von Schülern zur Anschaffung oder 

Ausleihe von Schulbüchern oder gleichstehenden 
Arbeitsheften, soweit diese aufgrund derjeweingen 

schulrechtlichen Bestimmungen oder schulischen 
Vorgaben entstehen. 

• Angemessene Beiträge zur Kranken- und Pflegever-

sicherung (4.6). Sofern keine gesetzliche, freiwillig 
gesetzliche, private oder ausländische Versiche-
rung besteht, kann der Sozialhilfeträger die Kosten 

für Krankenbehandlung gegen Kostenerstattung 

übernehmen (§264 SGB V). Hierzu eine Klärung mit 

dem jeweiligen Träger der Sozialhilfe erforderlich. 
Im Regelfall erfolgt eine Aufnahme bei der gesetzli-
chen Krankenversicherung. 

Aufgrund von weiteren Angaben zur persönlichen Si-

tuation (11) kann durch eine Beratung auch geklärt 

werden, ob weitere Bedarfe bestehen, die zu berück-
sichtigen sind. 

Zu 5: Einkommen 
Grundsicherungsleistungen sind abhängig von der 
Höhe und der Art des Einkommens. 

Zum Einkommen gehören alle Einkünfte in Geld oder 
Geldeswert. 

Soweit eine spezielle Einkommensart im Vordruck 

nicht aufgeführt sein sollte, ist dieses Einkommen un-
ter Sonstige Einkünfte zu erfassen. 

Nicht zum anzurechnenden Einkommen gehört z. B. 
das Arbeitsförderungsgeld in einer Werkstatt für be-
hinderte Menschen. 
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Zu 6: Vom Einkommen eventuell absetzbare 
Beträge 
Ihr anzurechnendes Einkommen verringert sich u. a. 

durch gezahlte Einkommensteuern und Sozialversiche-
rungsbeiträge. Beiträge zu öffentlichen oder privaten 

Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen werden 

nur abgesetzt, soweit diese Beiträge gesetzlich vor-
geschrieben oder nach Grund und Höhe angemessen 
sind. Werbungskosten werden abgesetzt, soweit sie 
zur Erzielung des Einkommens notwendig sind. 

Übergangsregelung zum Freibetrag bei Grund-
rentenzeiten und vergleichbaren Zeiten 

Nach §143 SGB XII hat der Träger für die Leistungen 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-

rung ohne Berücksichtigung eines eventuellen Frei-
betrages nach §82a SGB XII zu entscheiden, so lange 

ihm nicht durch eine Mitteilung des Rentenversiche-

rungsträgers oder berufsständischer Versicherungs-
oder Versorgungseinrichtungen nachgewiesen ist, 
dass die Voraussetzungen für die Einräumung des 
Freibetrages vorliegen. 

Zu 7: Bargeld, Guthaben (z. B. Spar- und Giro-
konten) und sonstiges Vermögen 
Zum Vermögen gehört das gesamte verwertbare Ver-
mögen. 

Bitte geben Sie hier auch an, wenn Sie noch Ansprü-

che gegen Dritte haben, z. B. Erbansprüche, Rückfor-

derungen aus Verträgen oder Schenkungen o. ä.). 

Folgendes Vermögen muss nicht verwertet werden: 

• Vermögen, das aus öffentlichen Mitteln zum Aufbau 
oder zur Sicherung einer Lebensgrundlage oder zur 

Gründung eines Hausstandes gewährt wird, 
• Kapital einschließlich seiner Erträge, das der zu-

sätzlichen Altersvorsorge im Sinne des § loa oder 

des Abschnitts XI des Einkommensteuergesetzes 
dient und dessen Ansammlung staatlich gefördert 
wurde, 

• sonstiges Vermögen, solange es nachweislich 
zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung eines 

Hausgrundstücks bestimmt ist, soweit dieses 

Wohnzwecken behinderter, blinder oder pflegebe-
dürftiger Menschen dient oder dienen soll und die-
ser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung 

des Vermögens gefährdet würde, 

• angemessener Hausrat; dabei sind die bisherigen 

Lebensverhältnisse der nachfragenden Person zu 

berücksichtigen, 
• Gegenstände, die zur Aufnahme oder Fortsetzung 

der Berufsausbildung oder der Erwerbstätigkeit 

unentbehrlich sind, 
• Familien- und Erbstücke, deren Veräußerung für 

die nachfragende Person oder seine Familie eine 

besondere Härte bedeuten würde, 

• Gegenstände, die zur Befriedigung geistiger, be-
sonders wissenschaftlicher oder künstlerischer Be-

dürfnisse dienen und deren Besitz nicht Luxus ist, 
• ein angemessenes selbstgenutztes Hausgrund-

stück. Die Angemessenheit bestimmt sich nach der 

Zahl der Bewohner, dem Wohnbedarf (z. B. behin-
derter, blinder oder pflegebedürftiger Menschen), 

der Grundstücksgröße, der Hausgröße, dem Zu-
schnitt und der Ausstattung des Wohngebäudes so-

wie dem Wert des Grundstücks einschließlich des 
Wohngebäudes, 

• kleinere Barbeträge oder sonstige Geldwerte; da-

bei ist eine besondere Notlage der nachfragen-

den Person zu berücksichtigen (grundsätzlich: 

Alleinstehende 5.000 EUR, Ehegatte/Ehegattin/ 
Lebenspartner/in bzw. Partner/in einer eheähnli-

chen Gemeinschaft zuzüglich 5.000 EUR, für jede 

andere überwiegend unterhaltene Person zuzüg-
lich 500 EUR). 

Zu 8: Vermögensübertragungen 
Diese Angaben sind von Bedeutung für die Bewer-

tung und Berechnung von Ansprüchen, die sich aus 
Vermögensübertragungen (z. B. Schenkung, Überga-

bevertrag, Altenteil, vorweggenommene Erbfolge) er-
geben können. 
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